
Weise wurden die Werktätigen veranlaßt, von sich 
aus die Konfliktkommissionen anzurufen, wenn sie 
ihren Lohn ausgezahlt erhalten wollen. Ein besonders 
krasser, beim Arbeitsgericht anhängiger Prozeß dieser 
Art gab Veranlassung, in Zusammenarbeit mit dem 
Gebietsvorstand der IG Bau/Holz die Leiter der Ab­
teilungen Arbeit, die Hauptbuchhalter und die BGL- 
Vorsitzenden sämtlicher im Stadtbezirk gelegener Bau­
betriebe zusammenzurufen und mit ihnen die richtige 
Handhabung dieser Fälle zu diskutieren.

Wichtig sowohl für die Auswahl der Fälle, in denen 
eine Mitwirkung erfolgen soll, als auch für eine dar­
über hinausgehende analytische Tätigkeit ist es, daß 
sich der Staatsanwalt Kenntnis von tatsächlichen Vor­
gängen verschafft, die zu zivil- oder arbeitsreehtlichen 
Prozessen führen können. So empfiehlt es sich z. B., 
sich die monatlichen Mietbilanzen der Volkseigenen 
Wohnungsverwaltung übersenden zu lassen, um aus 
ihnen die Tendenz der Mietrückstände zu beobachten. 
Ebenso ist es ratsam, sich bei den staatlichen und 
genossenschaftlichen Handelsbetrieben ständig über 
die Minus- und Plusdifferenzen zu unterrichten.

V
Die oben geschilderten Arbeitsmethoden gelten im 

wesentlichen auch für die Mitwirkungstätigkeit des 
Staatsanwalts beim Stadtgericht, beim Stadtarbeits­
gericht**) und beim Kammergericht von Groß-Berlin, 
die im Laufe des I. Quartals 1956 erheblich ver­
stärkt wurde. Der Generalstaatsanwalt von Groß-Berlin 
wirkt an den oben genannten Gerichten gegenwärtig 
nach folgenden Grundsätzen mit:

1. In allen Verfahren, in denen eine Partei gesell­
schaftliches Eigentum vertritt.

2. In Arbeitsgerichtsverfahren, in denen schädliche 
Erscheinungen innerhalb der gesellschaftlichen Arbeits­
verhältnisse, die ein Teil der Produktionsverhältnisse 
sind, zum Ausdruck kommen.

3. In Verfahren, die andere für den Aufbau des Sozia­
lismus bedeutsame Fragen zum Gegenstand haben, z. B. 
Förderung der Jugend, Gleichberechtigung der Frau, 
Probleme der schaffenden Intelligenz usw.

4. In Verfahren, in denen eine Partei dem kapitalisti­
schen Sektor unserer Wirtschaft zugehört, wenn durch 
ihr Verhalten eine Störung unseres Wirtschaftsablaufs 
entsteht, die auf einer Verletzung der Gesetzlichkeit 
beruht, oder wenn eine solche Störung zu befürchten ist.

Danach wurde im I. Quartal 1956 z. B. in 92 Ver­
fahren bei dem Stadtgericht von Groß-Berlin die Mit­
wirkung erklärt, davon allein in sämtlichen 62 Verfah­
ren vor dem 1. Zivilsenat, der für Zivilrechtsstreitig­
keiten gemäß §§ 42, 50 GVG (in Berlin GWO vom
21. November 1952) zuständig ist. Die Auswahl der 
entsprechenden Verfahren geht hier in der gleichen 
Weise vor sich wie bei den Staatsanwälten der Stadt­
bezirke. Die Staatsanwälte nahmen an 103 Terminen — 
davon wiederum an allen Terminen des 1. Senats — 
teil, wobei sie regelmäßig auch mündliche Äußerungen 
zur Sach- und Rechtslage abgaben. Außerdem wurden 
12 Schriftsätze eingereicht. Es erweist sich als notwen­
dig, von der schriftsätzlichen Äußerung ständig mehr 
Gebrauch zu machen, da sie den Staatsanwalt veranlaßt, 
sich gründlich mit dem Sachverhalt vertraut zu machen 
und mit den rechtlichen Fragen eingehend auseinander­
zusetzen. Die Schriftsätze des Staatsanwalts werden nur 
dem Gericht zugeleitet; den Parteien wird der Inhalt 
lediglich mündlich bekanntgegeben. U. E. müßten die 
Äußerungen des Staatsanwalts den Parteien auch 
schriftlich mitgeteilt werden, nicht zuletzt im Hinblick 
darauf, daß die Stellungnahme des Staatsanwalts er­
zieherisch auf die Parteien einwirken soll. Das wird 
auch von den Gerichten selbst gewünscht. Der ent­
gegengesetzten Auffassung Feilers* 16), daß die Zustellung 
der Schriftsätze des Staatsanwalts an die Parteien nicht 
erforderlich sei, vermögen wir daher nicht zuzustimmen.

Art und sachlicher Inhalt der Mitwirkungstätigkeit 
sind naturgemäß verschieden; sie ergeben sich aus der 
Problematik des jeweiligen Einzelfalls. Es kommt aber 
darauf an, aus der gesamten Mitwirkungstätigkeit

**) Stadtgericht und Stadtarbeitsgerieht entsprechen den 
Bezirksgerichten bzw. Bezirksarbeitsgerichten.

16) NJ 1956 S. 173.

typische Erscheinungen zu analysieren, um dann außer­
halb des einzelnen Verfahrens bei den entsprechenden 
Organen auf eine Änderung schädlicher gesellschaft­
licher Verhältnisse hinzuwirken.

Es hatte sich z. B. durch die Mitwirkung und durch 
weitere Untersuchungen herausgestellt, daß der VEH 
DIA beim Vertragsabschluß oftmals nicht mit der er­
forderlichen Sorgfalt arbeitete. In mehreren Prozessen 
zeigte sich, daß er kein von dem westdeutschen Ver­
tragspartner unterschriebenes Vertragsformular besaß. 
Es liegt auf der Hand, daß die westdeutschen Verklag­
ten in solchen Fällen nicht nur die Vereinbarung des 
Gerichtsstandes Berlin, sondern teilweise sogar den 
Vertragsabschluß — nach Empfang der Leistung des 
VEH DIA bestritten. Dieser Mangel wurde nach Rück­
sprache mit Vertretern des VEH DIA behoben. Schließ­
lich bewiesen gerade diese Prozesse, daß die Prozeß­
führung und die Prozeßvertretung einiger DIA-Fach- 
anstalten — wie auch anderer volkseigener Betriebe — 
äußerst schlecht waren. Auf diesen Zustand wies bereits 
der Minister der Justiz in seinem Referat auf der 
Justizkonferenz in Leipzig hin17). Auch in dieser Frage 
wurde- eine Verbesserung herbeigeführt, wenn auch 
nicht übersehen werden kann, daß einige Justitiare 
unserer volkseigenen Betriebe immer noch nicht die 
notwendigen Sach- und Rechtskenntnisse besitzen, um 
ihren Betrieb im Prozeß richtig vertreten zu können.

In einem weiteren Fall wurde durch die Mitwirkung 
im Prozeß festgestellt, daß ein volkseigener Baubetrieb 
bei Vertragsabschlüssen über Bauleistungen mit einem 
privaten Baubetrieb als Subunternehmer Formulare 
verwendete, in denen die Mängelrügefrist im Gegensatz 
zu § 638 Abs. 1 BGB und § 21 ABB auf 14 Tage verkürzt 
worden war. Da sich Mängel an Bauwerken regelmäßig 
nicht in den ersten 14 Tagen nach Fertigstellung zeigen 
und der volkseigene Baubetrieb u. a. deshalb mit 
seinem Anspruch abgewiesen werden mußte, veranlaßte 
der Staatsanwalt nach Abschluß des Verfahrens die 
Betriebsleitung, die erwähnten Vertragsformulare ein­
zuziehen. Eine Schädigung des Volkseigentums durch 
derartig mangelhafte Vertragsabschlüsse kann also 
künftig nicht mehr eintreten.

In jedem der genannten Fälle hat der Staatsanwalt 
alle ihm zur Verfügung stehenden Arten der Mitwir­
kung ausgenützt. Diese aus zahlreichen Fällen heraus­
gegriffenen Beispiele beweisen aber auch die Notwen­
digkeit der von Feiler erhobenen Forderung nach einer 
Auswertung der in Zivil- und Arbeitsgerichtsprozessen 
getroffenen Feststellungen für die allgemeine Auf­
sichtstätigkeit des Staatsanwalts. Das gilt besonders für 
die Arbeitsgerichtsverfahren, in denen der Einzelfall 
mehr als bei Zivilstreitigkeiten für eine Reihe gleich­
gelagerter Fälle steht.

Die Mitwirkung des Staatsanwalts in den Berufungs­
senaten des Stadtgerichts von Groß-Berlin nimmt nach 
den oben angeführten Grundsätzen naturgemäß einen 
weniger großen Raum ein, da es nur wenige für die 
Mitwirkung auszuwählende Verfahren sind, die zur 
zweiten Instanz gehen. Es handelt sich dabei meist um 
solche Verfahren, in denen eine Partei gesellschaft­
liches Eigentum vertritt, der Streitwert jedoch unter 
3000 DM liegt, oder um Verfahren, die grundsätzliche 
Fragen unseres Familienrechts betreffen. Dagegen wird 
die Mitwirkung beim Stadtarbeitsgericht, in dessen Be­
rufungsverfahren in den überwiegenden Fällen eine 
Partei gesellschaftliches Eigentum vertritt und in denen 
es meist um die unsere Werktätigen unmittelbar inter­
essierenden Fragen der materiellen Verantwortlichkeit, 
der Kündigung ihres Arbeitsrechtsverhältnisses oder 
um Fragen der Entlohnung geht, ständig erweitert. Bei 
der Mitwirkung in den Rechtsmittelsenaten muß be­
sonders darauf gedrungen werden, daß eine die Partei 
überzeugende Entscheidung ergeht, da sie ja — abge­
sehen von der Kassationsmöglichkeit, auf die hier nicht 
eingegangen werden soll — endgültig ist.

Aus den Rechtsmittelverfahren vermag der Staats­
anwalt noch keine allgemein gültigen Rückschlüsse auf 
bestimmte gesellschaftliche Erscheinungen zu ziehen, 
da ja nur ein relativ geringer Teil der Zivil- und 
Arbeitsrechtsstreitigkeiten zur zweiten Instanz gelangt. 
In dem Maße aber, wie er sich bei der Mitwirkung

17) Die neuen Aufgaben von Gericht und Staatsanwalt, Berlin 
1956, S. 26.
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